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Am Steinhof soll gebaut 
werden – allerdings nur 

auf einem Drittel der 
geplanten Fläche, 

empfehlen die Experten.  
Der Plan, das historische 

Areal schonend zu 
bebauen, kann die Gegner 

dennoch nicht besänftigen. 

mit dem Gelände passiert“, 
echauffiert sich eine Anrainerin. 
Unterstützung erfährt sie von 
einem Mitstreiter, der meint, 
unter diesen Umständen sei es 
viel zu früh, um zu bauen. Eine an-
dere Dame murmelt, eher zu sich 
selbst, sie sehe immer noch nicht 
ein, dass überhaupt etwas geän-
dert werden müsse in Steinhof.  

Nach und nach schaukelt sich 
die Stimmung im kleinen Saal auf. 
Als der Vorwurf lauter wird, die 
Kommission habe ein begleiten-
des Verkehrskonzept vergessen, 
scheint es dem Schweizer Vorsit-
zenden Christoph Luchsinger zu 
bunt zu werden.  

Steinhof tastet sich an Kompromiss heran 

Julia Herrnböck 

Wien – Wie auf Zuruf wirkte die 
Ankündigung von Vizebürger-
meisterin Maria Vassilakou (Grü-
ne) am Mittwoch, die Widmung 
für das Steinhof-Areal ändern zu 
wollen. Denn nur wenige Stunden 
vorher empfahl die von ihr einge-
setzte Expertenkommission genau 
das: eine Kurskorrektur. Damit 
scheint der umstrittene Plan der 
Stadt Wien, 600 Wohnungen auf 
dem Gelände zu errichten, end-
gültig vom Tisch.  

Proteste und Baustopp 
Die Kommission – bestehend 

aus Architekten, Denkmalschutz-
beauftragten und Stadtplanern – 
war die Folge heftiger Proteste 
zweier Bürgerinitiativen, die, 
unterstützt von Opposition und 
Boulevardmedien, eine Bebauung 
ganz verhindern wollten. Nach 
einem Baustopp und Mediations-
verfahren über den Sommer arbei-
tete die Kommission mit sechs 
Wiener Architekturbüros einen 
Kompromiss aus.  

Die neuen Pläne sehen eine Be-
bauung im Osten vor: 160 Wohn-
einheiten zu je 100 Quadratme-
tern, verteilt auf elf sogenannten 

Baufeldern. Allerdings gibt die 
Kommission keinerlei Nutzung 
für die Einheiten vor. Ob also hun-
derte Privatwohnungen oder ver-
mehrt andere Formen in den neu-
en Gebäuden entstehen, ist noch 
offen. Was fehlt, ist ein Nachnut-
zungskonzept für das ganze Areal, 
wenn das Otto-Wagner-Spital bis 
2024 seinen Betrieb auflässt. Dann 
werden 53 Pavillons frei, die eben-
falls genutzt werden können.  

Und genau da setzt die Kritik 
der Bürgerinitiative an, deren Mit-
glieder sehr zahlreich zur Präsen-
tation erschienen. „Private Woh-
nungen haben da oben nichts ver-
loren, solange nicht klar ist, was 

„Die Diskussion gleitet jetzt 
endgültig ins Politische ab und 
das ist nicht das Forum dafür“, 
versuchte er die zahlreichen 
Wortmeldungen vonseiten der 
Bürgerinitiativen zu beenden. „Ihr 
habt’s jetzt genug geredet, das ist 
ja keine Soloveranstaltung für 
Euch“, schob Architekt Adolf Kri-
schanitz hinterher, der ebenfalls 
am Podium saß.  

Dazu muss man wissen, dass 
den Teilnehmern der Mediation 
tags zuvor eine Extra-Präsentation 
für offene Fragen angeboten wur-
de, zu der allerdings nur zwei Mit-
glieder der Bürgerinitiativen er-
schienen sind. Kritik kommt auch 

So könnte Steinhof einmal aussehen – die Kommission empfiehlt neben Neubauten aus Ziegel auch Restaurierungen von bestehenden Ge-
bäuden. Die Pathologie könne jedoch „wegen ihrer historischen Belastung“ nur als Museum oder Gedenkstätte genutzt werden.   Foto: APA

von der FP und der VP, die ein Ge-
samtnutzungskonzept verlangen. 

Geht es nach den Grünen, sol-
len die neuen Gebäude gemischt 
genutzt werden. Das bedeutet, in 
einem Haus könnten sowohl Woh-
nungen als auch Praxen, Ateliers 
und Büros untergebracht sein.  

Weil von den ursprünglich ge-
widmeten 62.300 Quadratmetern 
jetzt nur rund 20.000 verbaut wer-
den sollen, braucht es rechtlich 
gesehen keinen neuen Gemeinde-
ratsbeschluss. Vassilakou betont, 
sie wolle trotzdem diesen Weg 
 gehen, um eine zweite Verbau-
ungswelle auch in Zukunft zu ver-
hindern. 

Eisenstadt – In der burgenländi-
schen Landespolizeidirektion in 
Eisenstadt schiebt der österreich-
weit erste Polizist mit Fußfessel 
Dienst. Ein entsprechender Be-
richt der Wochenzeitung BVZ
wurde am Mittwoch von Polizei-
sprecher Helmut Marban bestä-
tigt. Der betreffende Beamte hatte 
im September des Vorjahres in be-
trunkenem Zustand einen Ver-
kehrsunfall verursacht, bei dem 
ein Motorradfahrer schwer ver-
letzt worden war. Vergangenen 
Mai wurde der 43-jährige Polizist 
zu fünf Monaten unbedingt ver-
urteilt. Seinem Antrag, die Haft-
strafe auf durch den Peilsender 
begrenzt freiem Fuß zu verbüßen, 
wurde stattgegeben. 

„Das mag auf den ersten Blick 
kurios erscheinen. Aber auch der 
Polizeibeamte unterliegt den glei-
chen Gesetzen wie jeder andere 
Staatsbürger, und hat daher auch 
die gleichen Chancen, seinen Feh-
ler wiedergutzumachen“, meint 
Marban. Der Polizist versehe aus-
schließlich Innendienst und dür-
fe keine Uniform tragen. (red)

Erster Polizist 
mit Fußfessel 

im Dienst
Jung, ausgebildet, auswanderungswillig 

Ärztekammer warnt vor Engpass: 3000 österreichische Ärzte arbeiten in Deutschland
David Krutzler 

Wien – „Ich kann’s ihnen nicht ein-
mal verdenken“, sagt Harald May -
er. „Recht haben sie.“ Der Vizeprä-
sident der Ärztekammer spricht 
vom heimischen Ärztenachwuchs, 
der nach Beendigung des Stu-
diums „in Scharen nach Deutsch-
land abhaut. Dort verdienen sie 
besser, die Arbeitszeiten sind ak-
zeptabel. Die Wertschätzung ist 
ungleich höher.“ 

Mehr als 3000 österreichische 
Ärzte sind laut Mayer bereits im 
Nachbarland tätig. Die Zahlen 
sind erst in den vergangenen Jah-
ren sprunghaft angestiegen: 2010 
waren es laut Statistik Austria 
1872 Mediziner, Ende 2011 absol-
vierten 2025 österreichische Ärz-
te ihren Dienst in Deutschland. 
Auch die Schweiz, Großbritan-
nien und Dänemark sind als Aus-
wanderungsländer bei österrei-
chischen Ärzten beliebt. 

Der Trend wird laut Mayer, der 
auch Kurienobmann der ange-
stellten Ärzte ist, in naher Zukunft 
kein Ende nehmen. Die Attraktivi-

tät des Standorts Österreich sei für 
junges, ausländisches Ärztefach-
personal enden wollend. 

„Das Durchschnittsalter bei den 
niedergelassenen Ärzten in Öster-
reich beträgt 56 Jahre“, sagt Mayer 
im Gespräch mit dem Standard.
„Wenn also in den nächsten zehn 
Jahren mehr als die Hälfte der nie-
dergelassenen Ärzte in Pension 
geht, haben wir ein Problem.“ 
Schon jetzt gibt es vor allem in 
ländlichen Gebieten er-
hebliche Engpässe. 

Noch unterstreicht die 
Statistik die pessimisti-
sche Zukunftsprognose 
nicht: 2012 waren exakt 
41.268 Ärztinnen und 
Ärzte in Österreich tätig. 
Vor zehn Jahren waren es 
noch fast 10.000 weniger. 
Laut einer Ärztebedarfs-
studie vom vergangenen 
Jahr könnten bis 2030 al-
lerdings bis zu 10.000 
Mediziner fehlen. 

Die Arbeitsbedingungen für die 
Spitalsärzte seien jedenfalls nicht 
mehr hinnehmbar. Die Ärztekam-
mer fordert erneut eine Entlastung 
der Spitalsambulanzen. Als Steu -
erungsmittel tritt Mayer für die 
Wiedereinführung der 2001 unter 
dem damaligen Gesundheitsmi-
nister Herbert Haupt (FPÖ) einge-
führten und nach zwei Jahren wie-
der abgeschafften Ambulanzge-
bühr ein. 

„Was nichts kostet, ist nichts 
wert“, sagt Mayer. „Ich bestehe 
nicht auf der Ambulanzgebühr. 
Aber mir ist bisher noch nichts 
Besseres eingefallen.“ Er vergleicht 
diese Regelung mit der Einfüh-
rung des Parkpickerls für Autos in 
Wien. „Seit es das gibt, bekommt 
man in Wien auch wieder mehr 
Parkplätze.“ 

Aus dem Büro von Gesund-
heitsminister Alois Stöger (SPÖ) 
wird die Ablehnung der Ambu-
lanzgebühr bekräftigt. „Unsere 
Position ist unverändert.“ Die in 
Umsetzung befindliche Gesund-
heitsreform habe aber natürlich 
das Ziel, die Arbeitsbedingungen 
der Ärzte zu verbessern. Für May -
er ist das Ganze „ein Papiertiger. 
Wenn aus ihm etwas werden soll, 
ist viel Pflege und Adaption nö-

tig.“ 
Im Hinblick auf die 

Koalitionsverhandlun-
gen zwischen SPÖ und 
ÖVP machte die Bundes-
kurie Angestellte Ärzte 
darauf aufmerksam, seit 
Sommer 2012 in 21 Aus-
sendungen und sechs 
Pressekonferenzen auf 
Mängel im Spitalswesen 
hingewiesen zu haben. 
Von der Politik habe es 
aber keine Reaktion ge-
geben. 

Also forderte Mayer erneut die 
Begrenzung der maximalen Ar -
beitszeit von 32 Stunden – sowie 
49 Stunden an Wochenenden – 
auf 25 Stunden. Im Wiener AKH 
gilt diese Regelung dank Betriebs-
vereinbarung, Mayer möchte da-
für eine gesetzliche Grundlage ha-
ben. Turnusärzte sind mehr als 
die Hälfte ihrer Arbeitszeit mit Do-
kumentationsarbeiten beschäftigt, 
die Sekretariatsassistenten er -
ledigen könnten, sagt Mayer. Das 
würde sich auf die Qualität der 
Ausbildung auswirken und feue-
re abwanderungswillige Ärzte an. 
Rund zwei Drittel der Berufsein-
steiger sind weiblich, die Politik 
trage dieser Entwicklung mit bes-
seren Kinderversorgungs- und 
Teilarbeitszeitmodellen aber noch 
nicht Rechnung.

Mayer fordert 
die Einführung 
einer Ambu-
lanzgebühr. 
Foto: dapd/Punz

WIEN/STEIERMARK 

Zweifel an Suizid eines 
Kampusch-Ermittlers  

Graz – War der Tod eines früheren 
Chefermittlers in der Entfüh-
rungscausa Natascha Kampusch 
doch kein Suizid? Ein neues Gut-
achten des Institutsleiters der Ge-
richtsmedizin Graz, Peter Leinzin-
ger, stellt infrage, dass sich Franz 
K. im Juni 2010 erschossen hat. 
Zumindest so, wie bisher ermit-
telt, nämlich mit der linken Hand 
in die linke Schläfe. Leinzinger 
stellte laut Spiegel fest, dass der 
Schuss von rechts gekommen sein 
muss – aus nächster Nähe. (red)  

NIEDERÖSTERREICH 

St. Pölten debattiert über 
„Fehlleistungen“ der FMA 

St. Pölten – Aus ÖVP-Sicht „Fehl-
leistungen der Finanzmarktauf-
sicht“ (FMA) werden heute, Don-
nerstag, in einer Aktuellen Stun-
de im niederösterreichischen 
Landtag thematisiert. Anlass ist 
die Entscheidung des Verwal-
tungsgerichtshofs, eine von der 
FMA über die landeseigene Hypo 
Niederösterreich verhängte Pöna-
le aufzuheben. VP-Klubobmann 
Klaus Schneeberger sagte, er hal-
te „Konsequenzen gegenüber den 
dafür verantwortlichen FMA-Vor-
ständen“ für notwendig. (spri) 

WIEN 

Mithäftling den Kopf 
eingeschlagen: Urteil 

Wien – Weil er in der Justizanstalt 
Wien-Josefstadt einem Mithäft-
ling mit einer Hantel-Scheibe den 
Schädel eingeschlagen hatte, 
stand ein 45-Jähriger am Mittwoch 
vor Gericht. Dieses verurteilte ihn  
zu 18 Monaten Haft, zusätzlich zu 
seinen 16,5 Jahren. (APA)
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